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  „Wer sagt, hier herrscht Freiheit,


  der lügt, denn Freiheit herrscht nicht.“
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  Beliebt, belanglos, beleidigt ––– der tiefe Fall des Christian W. (8. Januar 2012) 




  Zurück aus der Weihnachts- und Silvesterpause, verleihe ich ab heute wieder jeden Sonntag den „Klodeckel des Tages“ als zusammenfassende Würdigung der schlimmsten wöchentlichen Fehlleistung. Verdient hat ihn sich während der vergangenen drei Wochen Bundespräsident Christian Wulff, und zwar weniger wegen der ursprünglich gegen ihn erhobenen Vorwürfe, sondern durch seinen Umgang mit der Kritik. Selten hat man einen Politiker in einem so hohen Staatsamt in solch atemberaubendem Tempo sich selbst demontieren und fast alles falsch machen sehen. Dies zeugt entweder von sehr schlechter Beratung oder von großer Realitätsferne und weitgehender Beratungsresistenz. Dass die Oppositionsparteien die Schwächen des Präsidenten thematisieren, ist nicht verwunderlich. Dabei fällt allerdings eine gewisse Zurückhaltung auf, will man doch lieber erst noch die Niederlage von „Schwarzgelb“ bei der Landtagswahl in Schleswig-Holstein am 6. Mai abwarten, um über die neue Zusammensetzung des Bundesrates in der Bundesversammlung dann günstigere Mehrheitsverhältnisse für die Präsidentenneuwahl vorzufinden. Ob sich der langsame politische Tod jedoch so lange wird hinauszögern lassen, ist fraglich. Mit der zu erwartenden Wahl von Joachim Gauck zum 11. Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland würde jedenfalls endlich ein Mann an die Spitze unseres Staates gewählt, den die Mehrheit der Menschen auch haben möchte. Die Umstände, unter denen die Inthronisierung Wulffs im Juni 2010 vorbereitet und letztlich politisch erzwungen wurde, waren für viele unerträglich. Sie entfachten eine Diskussion, die leider viel zu schnell wieder abebbte, weil Fragen wie die nach dem neuen Deutschen Fußball-Meister und dem nächsten DSDS-Sieger drängender waren. Die Wahl des höchsten Staatsamtes durch das Volk, die in vielen anderen Demokratien völlig selbstverständlich ist, wird hierzulande seit Jahrzehnten verhindert, weil die hohe Politik befürchtet, dadurch ein wichtiges Stellrad in ihren eitlen Machtspielchen zu verlieren. Das Totschlagargument mit dem Verweis auf unsere Geschichte zieht ohnehin schon lange nicht mehr. Wenn wir ihn schon nicht direkt wählen dürfen, so ist es gut, dass mit dem für viele als „inoffizieller Bundespräsident“ amtierenden Gauck ein überaus geeigneter Kandidat bereit steht, der Lebenserfahrung und politische Klugheit in einem Maße auf sich vereint, wie dies einem um zwanzig Jahre jüngeren Politiker wohl noch nicht gegeben ist. Hoffen wir also, dass die Weichen schnell gestellt werden und der aktuelle Erste Mann im Staat seinen sinnlosen Kampf endlich aufgibt. Geholfen ist uns dann aber nur zum Teil: Bezahlen müssen wir ihn und seine junge Frau sowieso bis an deren Lebensende...




  





  Alles wie immer: Die Heuschrecken fressen sich weiter satt (15. Januar 2012) 




  So wirklich einen Ruf zu verlieren haben sie nicht, die sogenannten Hedgefonds. Eher schon einen zu verteidigen, und zwar einen saumäßig schlechten. Und den haben sie nicht zu Unrecht. Heute erhalten sie den „Klodeckel des Tages“ für ihr Taktieren beim angestrebten Schuldenschnitt für Griechenland. Klopfte sich im vergangenen Herbst die hohe Politik noch gegenseitig auf die Schultern, weil sie der Finanzbranche einen Forderungsverzicht von 50% auf griechische Staatsanleihen abgerungen hatte, so ist längst klar, dass dies bloß ein Scheingefecht war. Die von den Rating-Agenturen per Androhung der Totalabstufung erzwungene Freiwilligkeit entpuppte sich rasch als Schlupfloch. So war bald offenkundig, dass die angestrebte Beteiligung des Finanzsektors bei weitem nicht erreicht würde. Das aber ist die wesentliche Grundvoraussetzung für weitere Hilfen der EU und des IWF. Nun steht Griechenland vor dem Abgrund und das Sterben auf Raten könnte schon im März sein Ende finden. Dann nämlich, wenn es nicht gelingt, die üppige Schuldenentlastung von 100 Milliarden Euro zu erreichen, die Griechenland benötigt, um auslaufende Anleihen in Höhe von fast 15 Milliarden Euro zu refinanzieren. Während inzwischen ziemlich sicher ist, dass der ursprünglich angestrebte Schuldenschnitt von 50% nicht ausreicht, selbst wenn alle mitmachten, haben die meisten Hedgefonds signalisiert, dass sie sich dem Deal entziehen werden. Sie haben stattdessen in großem Maßstab entsprechende Kreditausfallversicherungen zu ihren Anleihen gekauft – da kann die Pleite gerne kommen. Es konnten auch nur die naivsten Zeitgenossen darauf gesetzt haben, dass gerade diejenigen, die auf die hellenische Insolvenz viel Geld gewettet haben, den Eintritt des gewinnbringenden Ereignisses verhindern helfen würden. Um die Staatspleite abzuwenden müssen also wieder mal die Steuerzahler in die Bresche springen, allen voran die deutschen.




  Doch auch das wird nicht viel helfen, denn Fachleute sind sich einig, dass selbst ein vollständiger Forderungsverzicht aller Gläubiger Griechenland nicht mehr aus der Schuldenklemme befreien kann. Wir werden also noch in vielen Jahren gutes Geld schlechtem hinterherwerfen, wenn die politisch Verantwortlichen dem Land nicht erlauben, sich aus der Euro-Zone zurückzuziehen, um wieder wettbewerbsfähig zu werden. Aber werden sie dann noch die deutschen Panzer und Waffen kaufen? Und wer gibt Europas Banken die Milliarden zurück, die sie in Griechenland in den Sand gesetzt haben? Das sind die eigentlichen Überlegungen der Politik und sie erklären auch das Hin und Her des politischen Taktierens. Den Hedgefonds kann das egal sein: Sie gewinnen immer – egal in welche Richtung die Politik gerade schlingert. Und wenn die Banken alle ihre Schrottanleihen erstmal an die öffentliche Hand losgeworden sind, kann die Finanzbranche wieder zur Tagesordnung übergehen...




  





  Föderalismus verkehrt: Wenn immer einer da ist, der zahlt (22. Januar 2012) 






  Der heutige „Klodeckel“ geht mal nicht an eine Person oder Organisation, sondern an einen inzwischen komplett aus dem Ruder gelaufenen Umverteilungsmechanismus, der zu Recht einmal mehr in der Diskussion steht. Nach Art. 107 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes soll der Länderfinanzausgleich sicherstellen, dass „die unterschiedliche Finanzkraft der Länder angemessen ausgeglichen“ wird. Er soll also Bundesländern, die wegen geografischer, demografischer, struktureller oder anderer Erschwernisse weniger finanzkräftig sind, bei der Verringerung ihrer Defizite helfen. Zu diesen Erschwernissen zählten die „Väter“ unseres Grundgesetzes allerdings keinesfalls Großmannssucht, Verschwendung und Wählerstimmenkauf. Sie gingen nach den schlimmen Erfahrungen des II. Weltkriegs offenbar davon aus, dass sich die Deutschen, befreit von der Diktatur und beseelt vom Frieden, künftig verantwortungs- und maßvoll begegnen würden. Das ging nur für kurze Zeit gut, und heute wissen wir es besser. „Der Mensch ist dem Menschen ein Wolf“, stellte bereits Thomas Hobbes im 17. Jahrhundert fest. Jeder nimmt sich, was er kriegen kann – das ist im Kleinen nicht anders als im Großen. Und deshalb jubeln die Freibierstaaten das Geld nur so zum Fenster raus, denn aus Bayern, Hessen und Baden-Württemberg kommen ja jedes Jahr zuverlässig immer neue Milliarden, aus Hamburg immerhin ein paar Millionen. Und sonst? Fehlanzeige! Zwei Drittel der Bundesländer nehmen lieber, als zu geben. Ein Anreiz zum Sparen wird dabei natürlich nicht geschaffen. Es verwundert vor diesem Hintergrund schon sehr, wie zahlreich die Stimmen sind, die sich auch hierzulande Euro-Bonds und eine Transferunion vorstellen können. Denn warum soll in Europa unter fremden Völkern und Kulturen funktionieren, was eine einzelne Nation bei sich nicht hinbekommt? Aber das ist wieder ein anderes Thema. Zurück zum Länderfinanzausgleich: Mittlerweile führt der Umverteilungsmechanismus dazu, dass bis auf Bayern sämtliche Geberländer Haushaltsdefizite verbuchen müssen und umgekehrt eine Reihe von Nehmern durch die Transferzahlungen der Länder Überschüsse erwirtschaften. Im Klartext: Hessen macht zum Beispiel Schulden, um das riesige Loch im Säckel Berlins zu stopfen! Man muss schon kerngesund sein, um das gerecht zu finden. Klageandrohungen der Zahlmeister gibt es immer wieder, bis jetzt konnten sich die Schuldenmacher jedoch auf den fehlenden politischen Mut verlassen. Es wird äußerst interessant sein zu beobachten, wie lange der Föderalismus es noch aushält, dass die vielen Nassauer gar nicht daran denken, selbst für eine Verbesserung ihrer finanziellen Situation zu sorgen. Warum lassen wir Hessen, Bayern und Baden-Württemberger uns das nur gefallen? Wann wird das System endlich wieder vom Kopf auf die Füße gestellt?




  





  Da, wo´s so schön ist: Lippenbekenntnisse beim Après-Ski (29. Januar 2012)




  Den heutigen „Klodeckel“ erhält das Weltwirtschaftsforum in Davos, das in der abgelaufenen Woche einmal mehr die sogenannte und selbsternannte globale Elite in die schneesicheren Schweizer Berge lockte. Mehr als 2.500 Teilnehmer zählten die Organisatoren in den fünf Tagen des Happenings, das neben Partys und Wintersport auch Podiumsdiskussionen und andere Formen des Gedankenaustauschs bot. Die ausschließlich mit sich selbst beschäftigte Schickeria aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft unterhielt sich dabei ganz hervorragend. Der hohe Anspruch des alljährlichen Debattierclubs wurde allerdings auch 2012 wieder deutlich verfehlt, was kaum verwundert, war es doch in all den Jahren zuvor nicht anders. „Den Zustand der Welt zu verbessern“, lautet das Credo der Ausrichter – sicher ein hehres Ziel, aber eben auch nicht viel mehr als ein Alibi, um es sich als Top-Manager, Spitzenpolitiker oder Chef-Ökonom einfach mal samt Entourage für einige Tage so richtig gut gehen zu lassen und mit seinesgleichen in entspannter Atmosphäre zwanglos zu relaxen. Aber auch ohne sarkastische Betrachtung, die zu leicht als Neid daher kommen mag, stellen objektive Beobachter nüchtern fest, dass mehr als je zuvor die Diskussion unterschiedlicher Lösungsansätze diesmal in der Darlegung der eigenen Standpunkte steckenblieb. Immer weniger sind Ökonomen und Politiker diesseits und jenseits des Atlantiks gewillt, einander zuzuhören oder gar voneinander zu lernen. Die Geschäftswelt wiederum hat sich sowieso weitgehend aus der politischen Diskussion zurückgezogen, wenn sie nicht gerade selbst Teil des Finanzwesens ist. Und der Zusammenbruch all der hübschen Modelle, an die sich Volkswirtschaftler weltweit seit Jahrzehnten sklavisch geklammert haben, führt inzwischen zu einem Glaubwürdigkeitsverlust, der es den Top-Vertretern der Zunft schwer macht, Ernst genommen zu werden. Impulse gingen von Davos also nicht aus, und die zentrale Frage nach Sinn und Nutzen einer politisch durchgepeitschten europäischen Integration wurde kaum diskutiert, geschweige denn beantwortet. Dies wäre ein fruchtbares Feld wissenschaftlicher Betätigung, gewesen, trägt es potentiell doch die Saat für künftige Spannungen gerade in Europa. Aber weitaus wichtiger als die Erörterung von Zukunftsfragen waren den Teilnehmern die aktuellen Schwelbrände und die Beschäftigung mit der tristen Historie. Alles in allem also ein ziemlich nutzloses Treffen für die Welt, aber eine tolle Woche für die Urlauber-Elite bei besten Wintersportverhältnissen und gut gekühltem Champagner. Auf dass es im nächsten Jahr wieder so schön wird in Davos, damit man mal ein paar Tage von den vielen Krisenherden abschalten kann...
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